
Der Tod schleicht
durchs Fenster

Höchste Krebserreger-Konzentration in der BRD

Ferienspaß
vermiest

In den vergangenen
Jahren konnten Bottro-
per Kinder und Jugend-
liehe während der Som-
merferien das Freibad
und die Hallenbäder un-
entgeltlich besuchen .
Mit Beschluß des Sport-
ausschusses vom 28 .
März soll in diesem
Jahr mit dem kostenlo-
sen Ferienspaß Schluß
gemacht werden . In die-
sen Sommerferien wer-
den den Schülern Zeh-
nerkarten zum Preis
von 8 DM angeboten .
Die Stadt erhofft sich
davon Mehreinnahmen
in Höhe von 10 000 DM.
Die DKP-Vertreter im
Sportausschuß stimmten
gegen diese unsoziale
Maßnahme und wiesen
darauf hin, daß gerade
diejenigen Familien be-
sonders betroffen wer-
den, die sich ohnehin
keinen Urlaub leisten
können: Arbeiterfami-
lien und Kinderreiche .

Das Allerletzte

Tagesordnung einer
Konferenz der Royal
College of Physicians in
London zum Thema
„Alkoholismus" :
9.15 Uhr - Alkohol im
Blut.
10.15 Uhr - Alkohol in
der Leber .
11.15 Uhr - Alkohol in
der Bauchspeicheldrüse .
11.45 Uhr - Alkohol im
Herz.
12.15 Uhr - Alkoholis-
mus.
12.45 Uhr - Eröffnung
der Bar .

aus Bottrop und Kirchhellen

Frühling wird es langsam auch In der Kolonie Ebel, dem
südlichsten Stadtteil unserer Stadt. Sobald das Wetter
und die Zelt es zulassen, arbeiten viele Bürger in ihren
Gärten. Umgraben, Aussaat, Blumenstecken und ein Ge-
spräch mit dem Nachbarn. Fast eine Idylle. Wie lange
noch?

Die Ebel ist ein Arbeiter-
stadtteil Bergmannshäuser
bestimmen das Bild. Auch
heute, nachdem Prosper I
schon lange stillgelegt ist,
leben noch viele aktive
Bergleute In diesem
Ortsteil. Seit einiger Zeit
ziehen junge Familien zu,
weil die Mieten noch ganz
erträglich sind, die Woh-
nungen Gärten haben, die
Nachbarschaft stimmt.
Die Ebel ist eingekesselt

mit Industrie. Bisher sorg-
ten Staub und Lärm für
ständige Klagen . Jetzt muß
sich die Stadt damit be-
schäftigen, ob die Firma
Roth dort unten ihren Be-
trieb fortführen darf. Dabei
allerdings platzte eine
Bombe! Wer von den Ebe-
1ern ahnt schon, daß die

Luft, die er atmet, voll mit
Krebserregern ist?
Der engagierte Bürger

K.-H . Secunde machte auf
einen Bericht des Umwelt-
bundesamtes aufmerksam .
Dort wird nachgewiesen,
daß im Bottroper Süden die
höchste Konzentration
krebserregender Stoffe in
der ganzen Bundesrepublik
festgestellt wird. Diese
chemischen Stoffe, soge-
nannte polyzyklische aro-
matische Kohlenwasser-
stoffe, wie Benzopyren,
sind dort in einer Konzen-
tration festgestellt worden,
die 10mal über dem Wert
liegt, der als Grenze zur
Gesundheitsgefährdung gilt.
Sie gelten als Erreger von
Lungenkrebs .
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Bottrop - Stadt der Kohle - Stadt der Bergarbeiter . Und wo Bergleute wohnen,
sind auch die Taubenväter mit ihren Taubenschlägen zu Hause . In Bottrop kann man in
den alten Bergarbeitersiedlungen, wie hier In der Liebrechtstraße im Eigen, noch die
„Rennpferde des kleinen Mannes" vor ihren liebevoll gepflegten Taubenschlägen be-
wundern.

Ein neuer Höhepunkt
im Kampf um Frieden
und Abrüstung kündigt
sich an: Zu Ostern wer-
den die traditionellen
Ostermärsche wieder
ins Leben gerufen. Wel-
che Marschrouten und
Veranstaltungen im
Ruhrgebiet geplant sind.

Lesen Sie Seite 3

Ruhrkohle-Konzern wMl
Kohle-Ul-Grooanlage

Was wird mit Bürgern Im Bottroper Süden?
In den großen Zeitungen

stand es zu lesen : Der
Ruhrkohle-Konzern will
doch eine Kohle-öl-Groß-
anlage zur Umwandlung
von Kohle in Benzin bauen,
obwohl das auf absehbare
Zeit noch unwirtschaftlich
ist. Nach Meinung der
Ruhrkohle spricht viel für
Bottrop als zukünftiger
Standort: Vor allem könn-
te sie hier an die vorhan-
dene Anlage in der Wel-
heimer Mark „anbauen" . Die
Ruhrkohle sieht zu Bottrop
nur eine halbwegs realisti-
sche Alternative, den Or-
soyer Rheinbogen zwischen
Duisburg und Wesel. (Al-
lerdings : hier gibt es auch
andere Grundstücksinter-
essenten, z. B. die Veba .)
Nach Darstellung der

Ruhrkohle soll diese Groß-
anlage eine sogenannte
„Referenzanlage" sein, also
ein Muster, eine Großver-
suchsanlage. Die Bürger im
Bottroper Süden würden
damit vollends zu Ver-
suchskaninchen. Zu rech-
nen ist damit, daß in so ei-
ner Anlage auch ein Atom-
reaktor, ein sogenannter
Hochtemperaturreaktor,
„erprobt" wird. Und gewiß
ist auch, daß die zusätz-
liche Umweltbelastung das
Leben im Bottroper Süden
noch mehr beeinträchtigen
wird.
Bei der Ansiedlung der

Versuchsanlage hieß es von
seiten der Stadt : „Eine
Großanlage lehnen wir ab!"
Warum schweigen Stadt-
verwaltung und SPD?

Privati-
sierungs-

,Bedürfnisse`
Das Privatisierungs-

bedürfnis der Bottroper
CDU kennt keine Gren-
zen. Im Wirtschaftsför-
derungsausschuß bean-
tragte die CDU-Frak-
tion, die Verwaltung
solle alle Möglichkeiten
überprüfen, wie man die
öffentlichen Bedürfnis-
anstalten der Stadt von
Privatunternehmen be-
treiben lassen könnte.
Aus Scheiße Geld ma-
chen, das möchten be-
stimmt einige Leute.
Aber ob die auf Bot-
trops öffentlichen WCs
anfallenden Mengen
ausreichen werden, um
daraus ein profitables
Geschäft zu machen, Ist 4

doch sehr fraglich .

Aus dem Inhalt : Stadt „verschenkt"
Baugrundstücke
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einen Abgrund zu
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Bottroper fordern
Gesamtschule jetzt
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Ein schönes Stuck Bottrop



Von Ferdi Kroll, Rats-
herr und Betriebsrats-
vorsitzender

Was darf man den
zwei Millionen Men-
schen zumuten, die auf
den Arbeitsämtern als
Arbeitslose erfaßt sind?

Da hat sich Arbeits-
amt-Präsident und
CSU-Mitglied Josef
Stingl was „Tolles" aus-
gedacht: Sie sollen Ar-
beit annehmen, die ih-
ren Fähigkeiten nicht
entspricht. Sie sollen
auf minderbezahlte Ar-
beitsplätze geschoben
werden, auf unabsehba-
re Zeit verurteilt, weni-
ger zu verdienen. Sie
sollen hin und her ge-
schoben werden im
Land - ähnlich wie die
Wanderarbeiter in den
USA, die den knappen
Jobs nachjagen. Immer
unter der Drohung, daß
ihnen das bißchen Ar-
beitslosengeld oder -hil-
fe gestrichen wird. Mil-
lionen Arbeiter und An-
gestellte sollen ihre Bil-
dung und Ausbildung,
die Lehrjahre, die Be-
rufserfahrung vergessen
- alles vergessen, was
einen Teil ihrer Persön-
lichkeit ausmacht. Ihnen
wird schon die Arbeits-

losigkeit zugemutet -
jetzt soll ihnen auch
noch die Abqualifizie-
rung zugemutet werden!
Von wem eigentlich?

Was den Arbeitslosen
zugemutet werden soll,
brüten Leute in den
Chefsesseln aus. Das
sind Leute mit über
10 000 DM Monatsgehalt
wie Josef Stingl oder
Wirtschaftsminister
Lambsdorff oder Millio-
nen-Vermögen

	

wie
Flick, Thyssen und wie
sie alle heißen. Sie ent-
scheiden, daß arbeitslose
Menschen und ihre Fa-
milien noch mehr Geld
sparen müssen.

Ist das denn über-
haupt zumutbar für die
Arbeitslosen und die
von Arbeitslosigkeit Be-
drohten?

Wenn wir uns dage-
gen wehren, wenn wir
mit den Gewerkschaften
diese Zumutungen zu-
rückweisen, wenn Be-
legschaften um ihre Ar-
beitsplätze kämpfen -
dann geht es um die
Existenz von Millionen.

„Paßtt"

Bürger werden mit Anliegergebühren
abgeschreckt

Fall 1 : Das Grundstück
des ehemaligen Kolping-
hauses, ca. 7000 qm, ver-
scherbelt die Stadt an die
Firma Mensing/Architekt
Glanz. Die wollen dort eine
Ladenetage und dann vor
allem Eigentumswohnun-
gen bauen. Preis für den
qm : 225 DM. Anderswo
werden dafür weit über
3000 DM verlangt. An der
Kettwiger in Essen sogar
45 000 DM! Zudem wird
hier eine kommunale Flä-
che abgegeben, die sich
sehr gut für eine Einrich-
tung eignet.
Fall 2 : Der große Park-

platz neben dem Katholi-
schen Stadthaus an der
Paßstraße geht an den Ho-
telkonzern Novotel . Preis:
225 DM für den qm. Und

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

der Clou dabei : Das
Grundstück ist ca . 3000 qm
groß (Preis wäre 700000
DM), Novotel kauft aber
nur gut 2/3 für insgesamt
400 000 DM, den Rest der
Fläche bekommt der Kon-
zern aber auch zur Nut-
zung, quasi umsonst . Die
DKP hatte gefordert, diese
Fläche für bürgerschaftli-
ehe Zwecke wie Kirmes,
Markt, Volksfeste zu erhal-
ten.
„Ich sage euch, wer viel

hat, soll noch mehr bekom-
men. Wer aber nichts hat,
dem wird auch noch das
Letzte weggenommen wer-
den." Diese treffende Be-
schreibung steht nicht bei
Karl Marx, sondern in der
Bibel, Lukas-Evangelium,
Kapitel 19, Vers 26 .

Die

	

angekündigte
Ortsbegehung des Aus-
schusses für Stadtpla-
nung und Umweltschutz
in der Ebel zum Thema
Kohleschlammtrock-
nungsanlage mit an-
schließender Sondersit-
zung des Ausschusses ist
für den 28 . April vorge-
sehen .

CDU-Fraktionsvorsit-
zender Trottenburg for-
derte im Hauptausschuß
am 1. 3., daß auch bei
den Gebühren für
Marktstände volle Ko-
stendeckung erreicht
werden müsse. Die Ver-
waltung versprach ihm,
im nächsten Jahr darauf
zurückzukommen. Man
habe doch erst vor ein
paar Wochen die Ge-
bühren drastisch erhöht .

Auf der Fischedick-
straße im Eigen sollen
nun endlich Straße und
Gehweg in Ordnung ge-
bracht werden. Die An-
wohner hatten sich
mehrfach über den Zu-
stand beschwert (siehe
Notizen November 81) .
Ein Ausbau der Straße
ist jedoch nicht vorgese-
hen .

Als besonders „sach-
kundig" zeigte sich
Sportausschußvorsitzen-
der Vogler (CDU) Im
Hauptausschuß am 1 .
März. Er verteidigte die
geplante Reduzierung
der Wassertemperaturen
im Stenkhoffbad aus
Kostenersparnisgründen
mit dem umwerfenden
Argument: Bei schlech-
tem Wetter geht sowieso
keiner baden, außer den
Leistungsschwimmern,
und die brauchen ohne-
hin kein warmes Was-
ser!

Erstmals haben Bot-
troper Bürger von ihrem
Einspruchsrecht bei der
Beratung des Etats der
Stadt Gebrauch gemacht.
Ihre Einsprüche, unter
anderem wurde die
Schaffung einer Ein-
richtung für Kleinstkin-
der gefordert, wurden
jedoch ohne Angabe von
Gründen von der Rats-
mehrheit (SPD und
CDU) abgelehnt.

Neuer
Mitfahrer-
parkplatz

In der Bezirksvertretung
Bottrop Süd wurde von der
Verwaltung mitgeteilt,
daß das Landesstraßenbau-
amt Bochum auf dem Ge-
lände der Thyssen-Engi-
neering GmbH an der Es-
sener Straße (südlich der A
42) einen Mitfahrerpark-
platz einrichten will. Der
neue Parkplatz dürfte zur
„Entspannung" der Situa-
tion am Plankenschemm
beitragen . Denn dort hat
sich bisher - trotz Ver-
sprechungen seitens der
Stadt - nichts geändert .
Die Belästigungen für die
Anwohner durch die Dau-
erparker sind nach wie vor
die gleichen .

Was sich die Stadtverwaltung im Einvernehmen mit
den beiden großen Parteien SPD und CDU in bezug auf
verkehrsberuhigende Maßnahmen erlaubt, ist geradezu
haarsträubend .
Kurz gesagt : Man versucht, die gesetzlichen Möglich-

keiten, verkehrsberuhigte Zonen zu schaffen, eiskalt zu un-
terlaufen, indem man den Anwohnern von vornherein die
Kostenaufbürdung androht .

Der frühere Landesmini-
ster Dr. Horst-Ludwig Rie-
mer schrieb seinerzeit zu
dieser Problematik :

„Die Landesregierung ist
bereit, den Gemeinden in
NRW bei den Einrichtun-
gen verkehrsberuhigter Zo-
nen finanzielle Hilfe zu ge-
währen. Ich würde mich
freuen, wenn die Gemein-
den von diesem Angebot im
Interesse der Verkehrssi-
cherheit und zum Wohle
ihrer Einwohner regen Ge-
brauch machen würden."

So verkehrsberuhigende
Maßnahmen werden von
der Landesregierung mit
bis zu 70 Prozent gefördert,
aber die Stadt Bottrop ist
nicht einmal bereit, die
verbleibenden 30 Prozent
selbst zu übernehmen . Sie
will diese auf die Bewoh-
ner umlegen .
Dabei steht rechtlich

nicht einmal genau fest, ob
die Stadt dazu überhaupt
befugt ist, da es zu dieser
Problematik viele unter-
schiedliche Rechtsspre-
chungen gibt.

Befragt man die Anwoh-
ner, wie an der Von-Galen-
Straße geschehen, ob sie
eine Verkehrsberuhigung
wünschen, und sagt ihnen
vorher schon, daß sie bei
einer Zustimmung zur Kas-
se gebeten werden, lehnen
sie natürlich ab. Zur Zeit
wird nur die Gilde/Zunft-
straße und die Eichendorff-
straße zur Verkehrsberuhi-
gung in Erwägung gezogen .

Das bedeutet aber noch
lange nicht, daß diese Maß-
nahmen jemals auch reali-
siert werden .

Die Vorschläge der DKP,
für das gesamte Stadtge-
biet eine Untersuchung
durchzuführen, welche ver-
nünftigen verkehrsberuhi-
genden Maßnahmen in
welchen Wohngebieten in
Frage kämen, wurden von
beiden Fraktionen der SPD
und CDU einstimmig abge-
lehnt.
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Stadt hat kein Interesse an ver-

kehrsbenhigten Wohngebieten

Notizen
aus

dem RatWo gibt es in unserer Stadt baureife Grundstücke für
den Preis von 225 DM? Kundige werden jetzt sa-
gen: natürlich nirgendwo, unter 300 DM läuft für Wohn-
häuser nichts.
Nun, in unseren Fällen geht es auch nicht um Wohn-

häuser, jedenfalls nicht nur.

Stadt„verscheNd"
City-Grundstücke

Sollen wir
Wander-
arbeiter
werden?



Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

In der ganzen Bundesrepublik laufen die Vorbereitun-
gen der einzelnen Friedensinitiativen auf Hochtouren. Zu
Ostern sollen machtvolle Demonstrationen den Wider-
stand der Bevölkerung gegen die Stationierung neuer US-
Mittelstreckenraketen dokumentieren. Im Ruhrgebiet
werden die Ostermarschlerer die traditionelle Route von
Duisburg bis Dortmund bewältigen . Zur ersten Etappe
werden bereits 50000 Teilnehmer erwartet . Marschsäulen
aus dem Münsterland, aus Bielefeld und Osnabrück sol-
len noch dazustoßen.

Der Marsch beginnt am
10. April um 10 Uhr vor
der Mercatorhalle in Duis-
burg. Dort gestalten Künst-
ler und Vertreter der Frie-
densinitiativen ein Pro-
gramm zum Auftakt des
Marsches . Die Abschluß-
kundgebung des ersten Ta-
ges findet auf dem Frohn-
hauser Platz in Essen statt.
Mit einem Gottesdienst

beginnt am 11 . April der
zweite Marschtag um 9.30
Uhr auf dem Altenessener
Markt. Fasia Jansen, tür-
kische Künstler und einige
Redner werden die Auf-
taktkundgebung bestreiten.
Der Marsch setzt sich
durch Gelsenkirchen fort
mit einer Mittagsrast bis
Bochum. Dort treten Floh
de Cologne, Ulla Meinicke,

Norbert und Walter und
viele andere zur Veranstal-
tung um 17 .00 Uhr auf.
Am 12. April geht es von

Bochum, Werner Markt, um
9.30 Uhr nach einem Got-
tesdienst und an_-hließem-
der Kundgebung weiter .
Den Abschluß bildet ab
15.00 Uhr die Abschluß-
kundgebung in Dortmund
auf dem Neuen Markt. We-
der, Degenhardt, Süver-
krüp und die bots werden
dem Pragramm den rnusi-
kalischen Rahmen ge-
ben, während Pfarrer Hein-
rich Albertz, Josef Weber
und Uta Ranke-Heinemann
nicht das letzte Wort an die
Bundesregierung richten,
die Zustimmung zum
NATO-Doppelbeschluß zu-
rückzunehmen.

Es war eine wichtige Erfahrung, als ich beim Oster-
marsch 1961 zum ersten Mal mitmarsehierte .
Die Tatsache, daß Ich mich als Gewerkschafter der

jetzigen Friedensbewegung angeschlossen habe, geht
darauf zurück, daß der Kampf gegen Militarismus, ge-
gen Krieg und Aufrüstung seit jeher zu den Verpflich-
tungen der Arbeiterbewegung gehört.

Das kommt gewiß nicht
von ungefähr - noch bei
allen Kriegen waren es in
erster Linie die Arbeiter,
die die Kriegslasten zu
tragen hatten, sei es auf
den Schlachtfeldern oder
in den Rüstungsfabriken.
Dabei gehören diejenigen,
die am Rüstungsgeschäft
verdienten, auch heute
wieder zu den Unterneh-
mensgruppen mit den
größten Gewinnspannen.

Gerade zur Zeit stei-
gender Arbeitslosigkeit
wollen diese Konzerne
glaubhaft machen, die
Rüstungsproduktion si-
chere Arbeitsplätze. Sind
es nicht gerade diese Be-
triebe, die ihren Produk-
tionsbereich stärker und
stärker automatisieren
und rationalisieren? Und
wäre nicht mit Investitio-
nen Im sozialen Woh-
nungsbau, im Bildungs-

Ostermarsch Ruhr '82 für den Frieden
Drei Tage durch das Ruhrgebiet - Gegen neue US-Atomraketen In unserem Land

Ostersonntag
nach Essen
Ihren Beitrag will

auch die Bottroper Frie-
densinitiative zum Ge-
lingen des Ostermar-
sches leisten . Möglichst
viele Bottroper Teilneh-
mer sollten die ganze
Strecke mitmarschleren.
Für diese Kerngruppe
sind ' Vbernachtungz-
möglichkeiten organi-
siert. Anmeldungen im
Büro der Ev. Jugend
(Tel. 27159).
Für Ostersonntag wird

ein Buspendelverkehr
von Bottrop zum Auf-
marschplatz nach Alten-
essen organisiert. Der
Bus soll ab 8.00 Uhr
vom Gleiwitzer Platz
abfahren. Busfahrkarten
gibt es bei der Friedens-
Initiative für 2 DM. Die
Rückfahrten sollen mög-
lichst mit öffentlichen
Verkehrsmitteln erfol-
gen.

Gewerkschafter sind Ostern dabei
und Sozialbereich die Ar-
beitslosigkeit viel eher zu
bremsen?
Auch ohne Kriegszu-

stand sind es schon jetzt
die Arbeiter, die in der
Lohnrunde '82 mit Lohn-
einbußen rechnen müs-
sen, während sich die
Konzernherrn dicke Ge-
winne einstreichen . Die
Arbeiter gehören mit ei-
ner starken Einheitsge-
werkschaft an die Seite
der Friedensbewegung.
Deshalb unterstütze ich
als Gewerkschafter den
Bottroper Aufruf zum
Ostermarsch '82 und mar-
schiere natürlich wieder
mit

Herbert Dibowaki

Jeden Freitag führt die Friedensinitiative eine Schweige-
stunde für Frieden und Abrüstung durch.

Bottropar n~fen zum
Ostermarsch Ruhr ad

In einem Aufruf, der
auch als Anzeige In
einer Bottroper Lokalzei-
tung veröffentlicht wurde,
haben über 150 Bot-
troper Bürgerinnen und
Bürger zur Teilnahme am
Ostermarsch Ruhr `82 auf-
gerufen.

Der Aufruf fordert unter
anderem von der Bundes-
regierung, die Zustimmung
zum Beschluß über die Sta-
tionierung neuer Mittel-
streckenraketen zurückzu-
ziehen und setzt sich für
die Vernichtung aller
Atomwaffen und aller an-
deren Massenvernichtungs-
waffen in Ost und West
ein .
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Der Aufruf verweist dar-
auf, daß das Ruhrgebiet in
besonderer Weise durch
das atomare Aufrüstungs-
programm gefährdet ist.
„Hunderte von Atomwaf-
fen sind in unserer unmit-
telbaren Nachbarschaft be-
reits gelagert und machen
unsere Heimat zu einem
Atomwaffenzentrum."

Zu den Unterzeichnern
des Aufrufes gehören zahl-
reiche Betriebsräte, Rats-
herren von SPD und DKP,
Pfarrerrinnen und Pfarrer,
sowie zahlreiche Lehrer,
ebenso ein Matrose der
Bundesmarine und das Do-
minikanerkloster in Bot-
trop.

Wir machen einen Osterspaziergang gegen Raketen
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Mieter werden noch
mehr geschröpft

Höhere Gewinne sollen Wohnungsbau
anheizen

Die Wohnungsnot Ist auch in Bottrop ein heißes Eisen .
Die neue Wunderwaffe aus Bonn, endlich für mehr Woh-
nungen zu sorgen, heißt „Mieterhöhung".

Denn bei den Mieten werde
zu wenig verdient. Zu nie-
drige Profite und zu gute
Mieterschutzrechte seien
der Grund, warum so we-
nig neue Wohnungen ge-
baut werden. Die Konse-
quenz: Der Mieter soll zur
Ader gelassen werden .

1 . Staffelmiete

In Zukunft soll der Ver-
mieter die Möglichkeit ha-
ben, beim Abschluß eines
Mietvertrages zukünftige
Mieterhöhungen bereits
festzulegen.

2. Mietspiegel

In den Mietspiegeln der
Gemeinden sollen nur noch
die Mietverträge berück-
sichtigt werden, die in den
letzten 5 Jahren zustande
gekommen sind. Alle Mie-
ten, die seit mehr als 5 Jah-

ren gleichgeblieben sind
und darum den Mietspiegel
nach unten drücken, sollen
rausfallen .

3. Abbau des Mieterschut-
zes

Ein besonderer juristi-
scher Trick soll nach dem
Willen der Bonner Herren
in Zukunft den Mietern das
Leben und vor allem das
Klagen schwer machen .
Wer sich gegen eine unzu-
reichend begründete Miet-
erhöhung wehrt, kann
nicht mehr damit rechnen,
daß diese Mieterhöhung für
ungültig erklärt wird. Dem
Vermieter wird künftig bei
der Gerichtsverhandlung
noch die Möglichkeit gege-
ben, solche formalen Fehler
zu beseitigen .
Steigen die Mieten nach

diesen Maßnahmen -

Welheim : Neue Dächer am M.-Stinnes-Platz

niedrig geschätzt - nur
um eine Mark pro qm, sind
das 14 Milliarden mehr
für die Hausbesitzer. Ob
von diesem Geld neue Woh-
nungen entstehen, weiß je-
doch niemand. Wenn es
nach der CDU ginge, wür-
den alle Beschränkungen

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

für die Vermieter fallen
und die Wohnungspolitik
ganz dem „freien" Markt
überlassen. Daß man mit
Wohnungen aber nicht so
handeln kann wie mit
Kartoffeln oder Eiern, da-
von halten die Herren
nichts.

Erst geheuert,
dann gefeuert
In Bottrop sind fast 40

Prozent der Arbeitssuchen-
den Frauen, d .h. der Frau-
enanteil bei den Arbeitslos-
gemeldeten liegt höher als
ihr Beschäftigungsanteil .
Es Ist damit zu rechnen,
daß die Dunkelziffer bei
den Frauen, die sich erst
gar nicht beim Arbeitsamt
melden, noch höher liegt
als bei den Männern. Denn
immer noch gilt die Be-
rufstätigkeit der Frauen als
Nebenerwerb oder als Zu-
verdienst. So Ist auch der
Anteil der Frauen zu er-
klären, die keine abge-
schlossene Berufsausbildung
haben. Er liegt in Bottrop
bei 59 Prozent . Als unge-
lernte und billige Arbeits-
kräfte zu Hochzeiten der
Konjunktur geheuert, sind
sie die ersten, die bei Kri-
senstimmung gefeuert wer-
den.

Fortsetrung
von Seite 1 :
Ebeler Luft
Die DKP forderte im

Umweltausschuß darauf-
hin ein medizinisches Gut-
achten, das untersuchen
solle, inwieweit die Ebeler
gefährdet sind oder ob gar
schon Erkrankungen be-
kannt sind. Leider konnten
sich DKP und Secunde
nicht durchsetzen, sie wur-
den von SPD und CDU
überstimmt. Damit wurde
der Betriebsverlängerung
für eine Firma zugestimmt,
die ganz besonders die Luft
In der Ebel mit gesund-
heitsgefährdenden Stoffen
verschmutzt . Nach dem
Willen von SPD und CDU
soll im April nur noch über
eventuelle Auflagen für
Roth gesprochen werden.

Die DKP fordert mit den
Bürgern: Die Firma Roth
muß weg! Jede Chance, die
Gefährdung durch giftige
Luft zu verringern, muß
genutzt werden . Denn sonst
schleicht der Tod weiter
durchs Küchenfenster!

Ortsbesichtigung und öf-
fentliche Sitzung des Pla-
nungs- und Umweltaus-
schusses In der Ebel am 28.
April ab 15 Uhr.

MC Bauchemie
macht Gestank
Am 23. März machten

empörte Anwohner der
Knappenstraße ihrem Är-
.ger Luft . Sie informierten
die DKP darüber, daß von
ca. 8 bis 9 Uhr morgens ein
penetranter Gestank die
Anwohner der Knappen-
straße belästigte. Die Bür-
ger waren in Sorge, ob die-
se übelriechenden Dämpfe
giftig sind, weil sie star-
ken Brechreiz auslösten.
Als Verursacher scheint
eindeutig die MC Bauche-
mie vom Industriegelände
Knippenburg festzustehen .

Die DKP wird diesen
Vorfall im Umweltaus-
schuß zur Sprache bringen.

UZ-Pressetest, Volksfest der DKP, 18. bis 20. Juni
1802, Duisburg-Wedau.
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Lange hat's gedauert,
aber jetzt können sich
die VEBA-Mieter am
Matthias-Stinnes-Platz
über neue Dächer freuen.
Die Zeiten feuchter Dek-

ken und Schneeschippen
auf dem Dach gehören
jetzt erst mal der Ver-
gangenheit an. Allerdings:
Wenn die Mieter um Jo-

hann und Inge .lindra die
VEBA nicht immer wie-
der angegangen wären,
würden die Mieter immer
noch warten!

SPD Kirchbellen für
bilde Wohnungen!

die In unserer „Wohl-
standsgesellschaft" bei 7
bis 10 DM/qm nicht mehr
zu haben ist und wodurch
diese Familien in ernste
Notlagen geraten." Hein-
rich Stake zieht die
Schlußfogerung : „An die-
sen Mißständen läßt sich
nur etwas ändern, wenn
man sie erkennt und mit
ausdauernder Energie und
Druck der breiten Basis
dagegen angeht. Wohlwol-
lende und schöne Worte
helfen nicht weiter."

Die DKP hält diesen
Vorschlag der SPD-Kirch-
hellen für unterstützens-
wert. Gespannt darf man
aber sein, wie die SPD-
Führung des Unterbezirkes
auf diesen Vorschlag der
Basis reagiert.

für preiswerten Mietwoh-
nungsbau durch die Ge-
meinnützige Wohnungsbau-
gesellschaft In Klrchhellen
sein," - heißt es in dem
Schreiben von SPD-Be-
zirksvertreter Heinrich
Stuke .

In der Begründung heißt
es u.a. : Zu den Grundbe-
dürfnissen, besonders für
einkommensschwache und
kinderreiche Familien ge-
hört u. a. eine familienge-
rechte Wohnung zu einem
erschwinglichen Mietpreis,

Einen sehr interessanten
Vorschlag machte die SPD
In der Bezirksvertretung
Klrchhellen : „Das cirka
3000 qm große Baugrund-
stück (des Kirchhellener
Bauhofes) soll restlos der
Gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaft zur
Errichtung kostengünstiger
Sozialwohnungen, für ein-
kommenschwache und kin-
derreiche Familien über-
lassen werden.

Das Objekt sollte, als
Musterbeispiel, der Anfang



Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Woir treiben auf einen Abgrund zu!
Die Haushaltskasse `82 der Stadt und die Bürger

Angesichts der finanziellen Schwierigkeiten der
Stadt forderte die DKP eine „Politik der konstruktiven
Verweigerung", um auf diese Weise Bund und Länder
zu einer Neuordnung der Finanzverteilung zu zwingen.
Die DKP-Alternative lautet:

1. Jede Umverteilung
der Lasten auf die Schul-
tern der arbeitenden Be-
völkerung wird strikt ab-
gelehnt!

2. Rat und Bürgerschaft
sollten gemeinsam den
Kampf gegen die Rotstift-
politik und für die Erhal-
tung vorhandener kom-
munaler Leistungsstan-
dards führen.

3. Mit einer „konstruk-
tiven Verweigerung" be-
stimmter Aufträge von
Bund und Land soll die

Die CDU startete das
Manöver mit dem Antrag,
im Stellenplan eine der De-
zernentenstellen (welche,
wurde auch auf Nachfrage
nicht genannt!!!) zu strei-
chen. Aus den verbleiben-
den Dezernenten sollte
dann einer als „Stadtkäm-
merer" ausgeguckt werden .
Das Ganze wurde als „Wil-
len zum Sparen" ausgege-
ben. Diese Begründung war
jedoch der DKP-Fraktion
zu fadenscheinig . Seit Jah-
ren hatte sich die CDU-
Fraktion immer in trauter
Eintracht mit der SPD für
eine überproportionale An-

Stadt Widerstandsbereit-
schaft ankündigen und
damit Druck auf eine fi-
nanzielle Neuordnung zu-
gunsten der Gemeinden
ausüben.

4. Zum Inhalt der fi-
nanziellen Neuordnung
gehören nach DKP-Mei-
nung vor allem folgende
Forderungen :
- Die Stadt benötige

eine sichere, weitgehend
durch kommunale Steuer-
einkünfte abgedeckte Fi-
nanzausstattung.

OB Wilczok wieder mit CDU
Der Rat erlebte Im März erneut ein politisches Theater-

stück, in dem der Oberbürgermeister und der CDU-Frak-
tionsvorsitzende Trottenburg als Partner auftraten. Es
geht um die Frage : Braucht Bottrop einen Stadtkämmerer
oder ist dieses Amt überflüssig?

hebung der höheren Beam-
tenstellen (Gehalt ab 4000
DM) eingesetzt. Und jetzt
sollte die Stadt sogar ohne
„Finanzminister" auskom-
men?

Die DKP vertritt die
Meinung, daß die Stadt zur
Zeit in gefährlichen finan-
ziellen Gewässern steuert .
Darum ist ein tüchtiger
Lotse - sprich Kämmerer
- ohne Zweifel notwendig .
Die von der CDU und dem
Oberbürgermeister angebo-
tene Lösung kann daher
nur als bodenlose Leicht-
fertigkeit bezeichnet wer-

13a Leistunnen retten
Die DKP-Fraktion hat in

der Etatberatung betont,
die vordringlichste Aufga-
be dieser Tage sei, den vor-
handenen sozialen und
kommunalen Leistungs-
standard der Stadt für die
Bevölkerung zu sichern!
Darum müsse man sich mit
Protest gegen die Kürzun-
gen im Schulsektor in
Höhe von über zwei Millio-
nen DM wenden. Man müs-
se Jugendverbände und
Träger von Kindergärten
unterstützen, weil sie den

DKP-Ratsherrin L Bobrzik

Abbau bisher gewährter
Leistungen ablehnen. Man
müsse die Sportvereine
verstehen, wenn sie gegen
den Abbau städtischer För-
dermittel eintreten.

Gerade die Kürzungen in
diesen Abschnitten des
städtischen Haushalts seien
Beweis dafür, daß die Stadt
keine Sparpolitik im wirk-
lichen Sinne, sondern eine
Umverteilung der Mittel im
bürgerfeindlichen Sinne
betreibt! Die DKP-Fraktion

- Die Stadt müsse das
Recht erhalten, die gro-
ßen Unternehmen zur Fi-
nanzierung sozialer, ver-
kehrs- und umweltpoliti-

Heinz Czymek - Frak-
tionsvorsitzender DKP

den. Diese Lösung bedeutet
- um im Bild zu bleiben
- den Funker zum Lotsen
des Schiffes zu befördern.
Genau das aber schlagen
CDU und Oberbürgermei-
ster vor .
Die DKP hat daher mit

den meisten SPD-Ratsher-
ren gegen den Antrag ge-
stimmt, der damit keine
Mehrheit fand. Die DKP-
Fraktion betont weiterhin :
Ihre Ablehnung des CDU-
Manövers bedeute keines-
wegs, daß sie ihr Gewicht
dazu hergebe, einen Mann
in diese Funktion zu hie-
ven, der anstelle der nöti-
gen Qualifikation nur das
richtige Parteibuch in der
Tasche hat. Die DKP ist
für eine saubere Neubeset-
zung der Stelle.

appellierte daher an alle
Bürger und Gruppen, sich
gegen die Demontage kom-
munaler Leistungen zu
wehren. Nur dieser ge-

DKP-Ratsherr F. Meichs .
ner

meinsame Widerstand kön-
ne Abhilfe schaffen. Das
gelte für die oben genann-
ten Bereiche ebenso wie
für die erforderliche Er-
richtung der Gesamtschule
und die Entwicklung des
sozialen Wohnungsbaus.

scher Aufgaben heranzu-
ziehen .
- Notwendig sei wei-

terhin eine Steuerreform,
die eine höhere Besteue-
rung der Profite, sowie
eine Entlastung bei Lohn-
und Massensteuern her-
beiführe.
Das alles sei zu reali-

sieren, indem der Rü-
stungshaushalt schritt-
weise um jeweils 15 Pro-
zent vermindert werde .
Das brächte im Jahre
etwa 12 Milliarden DM .
Schließlich müßten die
Unternehmer-Subventio-
nen radikal gekürzt und
die Wirtschaftskriminali-
tät energisch bekämpft
werden .

Rathaus, Sitzungssaal, 11. März, ca. 16.45 Uhr: Ratsherr
Paul Scheidt (SPD) „verpennt" buchstäblich die Sitzung .

Sprücheklopfer
SPD-Fraktionsvorsitzen-

der Kurt Schmitz über Ge-
bührenerhöhungen : „Echte
Freude kommt wohl bei
uns darüber nicht auf!"

CDU-Chef Trottenburg
forderte den Rat auf,
„nicht mehr vom Bedarf,
sondern vom finanziell
Machbaren auszugehen" .
Also: Wenn man friert,
nicht etwa heizen, sondern
- nicht dran denken!

Ehrenmal für
Widerstand?
SPD-Sprecher Kurt

Schmitz überraschte den
Rat mit der Bemerkung,
daß die SPD einen alten
Antrag der DKP-Fraktion
unterstütze und die Errich-
tung eines Ehrenmals für
„die Opfer aller Kriege und
der Gewaltherrschaft" in
Bottrop vorschlage . Die
CDU begrüßte diesen Vor-
schlag. DKP-Sprecher Czy-
rnek erinnerte, daß die
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CDU:
Demagogie
statt Politik

Die CDU hat sich in den
Etatberatungen krampfhaft
darum bemüht, Ihren Vor-
schlägen das Etikett „Spar-
politik" aufzukleben . In
Wirklichkeit hat sie sich
mit ihren Forderungen
nach einem extremeren
Rotstiftkurs jedoch sozial-
reaktionär verhalten . Sie
beantragte z. B . weitere
Kürzungen im Personaletat,
insbesondere im Arbeiter-
bereich, bei Schulen (Haus-
meister, Platzwarte), im
Putzbereich. Sie forderte
unverfroren Stellenabbau
Im OT-Jugendheim Eigen,
beim Haus der Jugend und
bei der Drogenhilfe in
Bottrop, wodurch diese
Einrichtungen vor der Plei-
te stünden .
Von Sparen bei Unter-

nehmerförderung, Prestige-
objekten und Diäten ist bei
der CDU keine Rede!

DKP ein Ehrenmal für die
Bottroper „Opfer des Fa-
schismus" gefordert hatte .

Erstmals
Einwendungen
Zwei Einwendungen gin-

gen zum Bottroper Etat ein .
Erstmals nahmen damit
Bürger ihr Recht wahr, Wi-
derspruch gegen die von
CDU und SPD beschlosse-
ne Gelderverteilung einzu-
legen .

Ein Einspruch bezieht
sich auf die Schaffung ei-
ner Kleinstkindereinrich-
tung endlich auch In Bott-
rop. Dieser engagierte, von
vielen betroffenen Eltern
unterschriebene Antrag
wurde Im Rat ohne Anga-
be von Gründen abgelehnt .

Können sich gewisse Da-
men und Herren diese
Ignoranz leisten, wo es vie-
le Familien gibt, die auf
diese Einrichtung angewie-
sen sind?

)KP-Ratsherrin E. Aßmann
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Bohroper fo

	

∎∎
Gesamtschule jetzt!
Ungefähr ein halbes Schuljahr alt sind die Erfahrungen,

die Schüler, Eltern und Lehrer mit dem neuen Gesamt-
schulgesetz in Nordrhein-Westfalen gesammelt haben, das
der Landtag des bevölkerungsreichsten Bundeslandes Im
letzten Jahr verabschiedet hat. Trotz zahlreicher schwerer
Mängel dieses Gesetzentwurfes wurde eins bisher noch
nicht erreicht: den Zuspruch der Eltern insbesondere aus
Arbeiterstadtteilen zur Gesamtschule zu bremsen .

Diese Zustimmung und
das Engagement vieler El-
tern, Lehrer und Schüler
für die Gesamtschule zeu-
gen von der dringenden
Notwendigkeit der Durch-
setzung von neuen und
besseren Gesamtschulen.
Schulplaner gehen für
NRW davon aus, daß in
den nächsten Jahren rund
30 Prozent aller Eltern ihr
Kind aus der vierten
Grundschulklasse auf die
Gesamtschule schicken
wollen.

Komitee für
EI Salvador
gegründet

Die Ereignisse im mit-
telamerikanischen Staat
El Salvador sind in den
letzten Monaten stärker
in das Bewußtsein der
Öffentlichkeit gerückt .
Der staatliche Terror
gegen die Bevölkerung,
die massive Einmi-
schung der USA-Regie-
rung, Pseudo-Wahlen
(wobei ungefähr 60
Prozent der Einwohner
nicht lesen und schrei-
ben gelernt haben) -
das sind Schlaglichter
der letzten Zeit.

Nach einer großen So-
lidaritätsveranstaltung
mit dem unterdrückten
Volk Anfang März in
Fuhlenbrock hat sich
nun ein El-Salvador-
Komitee von interes-
sierten, vorwiegend jun-
gen Leuten gebildet.
Das Komitee trifft sich
jeden Mittwoch um
19.30 Uhr in den Räu-
men des DPWV an der
Scharnhölzstraße (neben
dem Finanzamt).

Eine Vermutung, die
auch durch Umfragen be-
legt ist : So sprachen sich in
Düsseldorf 36 Prozent, in
Bottrop (momentan noch
ohne Gesamtschule) sogar
78 Prozent für die Gesamt-
schule aus, während in
ländlichen Regionen zwi-
schen 15 und 25 Prozent
Interessenten ermittelt
wurden. In hohem Maße
erreicht die Gesamtschule
ihre Attraktivität durch ih-
ren Charakter als Ganz-
tagsschule insbesondere für

Wohnhaft:
Der Beamte fragte :
Wohnhaft?
Der Arbeiter B .
Stockend für einen Augenblick,
überdachte die Kopfzahl
seiner Familie,
das fehlende Badezimmer,
die Feuchtigkeit der Wände,
das Klo auf der Treppe,
den Mietpreis,
und antwortete
JA Peter Maiwald

El Salvador ist so groß
wie Hessen und hat rund
4,5 Mio. Einwohner. Eine
kleine Schicht mächtiger
Großgrundbesitzer - die
sogenannten 14 Familien -
und die alles beherrschen-
den US-Konzerne plündern
das Land und die Menschen
aus. 60 Prozent der Ein-
wohner sind Analphabeten,
fast jeder dritte ist arbeits-
los.

Arbeiterfamilien. Das wird
nun durch die Rotstiftpoli-
tik der SPD-Landesregie-
rung gefährdet. Die Rot-
stiftmaßnahmen treffen be-
sonders die Gesamtschulen.
Bei den 34 Ganztagsge-
samtschulen in NRW wer-
den beim Ganztagszuschlag
225 Stellen abgebaut.
Wann endlich mit dem

Bau der Bottroper Gesamt-
schule begonnen werden
kann, steht noch in den
Sternen. Für die als Ganz-
tagsschule mit Oberstufe
geplante Einrichtung, de-
ren Standort und Raum-
programm bereits vom Rat
(gegen die Stimmen der
CDU) beschlossen wurde,
gibt es noch keine verbind-
liche Zusage aus Düsseldorf,
ob und in welcher Höhe
Landeszuschüsse zu erwar-
ten sind. Hier gilt es -
entgegen allen Unkenru-
fen der CDU - insbeson-
dere von seiten der Bottro-
per Sozialdemokraten end-
lich eine Gesamtschule für
unsere Stadt durchzuset-
zen.

Seit Beginn des Jahres
1980 wurden weit über
20 000 Menschen von Re-
gierungstruppen, Polizei
und faschistischen Kom-
mandos ermordet . Eines
der größten Massaker ge-
gen die Zivilbevölkerung
richtete das Militär zwi-
schen dem 10. und 15. De-
zember 1981 in der Provinz
Morazan an. In acht Dör-
fern ließen sie 1063 Ermor-
dete, fast nur Kinder,
Frauen und Greise, zurück .
Allein in der Gemeinde
Mozote wurden 472 Men-
schen bestialisch ermordet .
'Ein von der Befreiungs-
front gefangengenommener

Auf dem Frauenfest der Demokratischen Frauenin-
itiative trafen sich über 100 Frauen (und Männer), um
sich das selbstgestaltete Programm der Initiative an-
zusehen und mit ihr den Internationalen Frauentag zu
feiern (Bild unten). Der B. März war auch Anlaß für
die DKP, In den einzelnen Stadtteilgruppen Veranstal-
tungen zur besonderen Lage der Frauen durchzufüh-
ren (Bild oben) .

DKP tanzt in den Mai
Zum traditionellen Tanz

in den Mai lädt die DKP
alle tanzfreudigen Bottro-
per am 30. April in die
Gaststätte „Zum Trappen-
kamp" am Berliner Platz
ein. Es ist gute Laune und
Ausdauer mitzubringen .
Zum Tanz spielt das be-
kannte

	

„Duro-Quartett"

In EI Salvador herrscht Krieg. Die aus Militärs und
rechten Christdemokraten gebildete Junta des Landes
führt einen Vernichtungsfeldzug gegen das Volk. Sie ver-
teidigt Privilegien und Reichtum einer verschwindend
kleinen Oberschicht gegen das Anrecht des Volkes auf ein
menschenwürdiges Dasein. 60 Prozent der Bevölkerung
von El Salvador haben zum Leben weniger als das Exi-
stenzminimum.

Seite 7

EI Salvador: Massenmord
mit Reagans Hilfe

Soldat sagte in Radio Ven-
ceremos, dem Sender der
Guerillas, aus : „Ich habe
die Leichen der Kinder ge-
sehen, Berge von Lei-
chen . .
Gegen den Terror der

Junta wehrt sich das ganze
Volk, und so hat sich die
gesamte Opposition - von
der Mehrheit der Christde-
mokraten über die Sozial-
demokraten bis zu den So-
zialisten und Kommunisten
- in der Demokratisch Re-
volutionären Front (FDR)
zusammengeschlossen. Mit
der Nationalen Befreiungs-
front Farabundo Marti
(FMLN) verfügt sie seit

auf. Der Unkostenbeitrag
beträgt 5 DM. Karten sind
bei allen DKP-Mitgliedern
im DKP-Zentrum sowie
beim Trappenkamp-Wirt
erhältlich . Zum Auftakt
der Veranstaltung wird
der Kreisvorsitzende der
DKP sprechen .

Oktober 1980 über eine ein-
heitliche bewaffnete Kraft,
die mit zunehmendem Er-
folg die Bevölkerung vor
der Junta-Armee schützt .
Ohne das militärische

Engagement der USA wäre
die salvadorianische Junta
längst gestürzt . Aber die
Reagan-Regierung will am
Volk von El Salvador ein
Exempel statuieren, um
den Freiheitswillen aller
Völker Mittelamerikas zu
brechen. Eine direkte In-
tervention US-amerikani-
scher Truppen wird aus-
drücklich „nicht ausge-
schlossen". Sie würde aus
der ganzen Region ein
„zweites Vietnam" machen.
Die Interventionspolitik
der USA richtet sich nicht
nur gegen E1 Salvador,
sondern auch gegen Nika-
ragua und Kuba. Sie könn-
te zu einer akuten Gefähr-
dung des Weltfriedens füh-
ren .
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Krankenhaus Kirch-

hellen: Zwielichtige

Rolle der CDU
Das allgemeine Krankenhaus Im Ortsteil Kirchheilen

steht vor der Tellschließung . Der Träger des Krankenhau-
ses, die katholische Kirche, hat beim Regierungspräsidium
in Münster einen entsprechenden Antrag gestellt. Die chir-
urgische und die gynäkologische Abteilung sollen aufge-
löst werden - das allgemeine Krankenhaus in ein psy-
chiatrisches Fachkrankenhaus umgewandelt werden .

Zur Zeit werden in der
Bevölkerung Unterschrif-
ten gegen die Schließung
bzw. Umwandlung gesam-
melt. Selbst der Chefarzt
Dr. Weber Ist gegen den
Plan der katholischen Kir-
che .

Für die Kirchhellener
CDU erklärte Sprecher
Werner Koller: Die CDU
ist gegen den Plan! - Doch
wenige Tage später kam
ans Licht, daß mehrere
CDU-Prominente, unter ih-
nen CDU-Ratsherr und
Bürgermeister Winfried
Fockenberg, an der Schlie-
ßung- und Umwandlungs-

Sportvereine
sind sauer

Um sage und schrei-
be 25 Prozent werden
1982 gegenüber dem
vergangenen Jahr die
Sportfördermittel an die
Vereine der Stadt ge-
kürzt. Das beschloß ge-
gen die Stimmen der
DKP-Vertreter Ferdi
Kroll und Johann Na-
mysio der Sportaus-
schufi am 26. Mars. Im
einzelnen betreffen die
Kürzungen folgende Be-
reiche: Obungsleitersa-
schüsse (von 1,80 DM
auf 1,50 DM pro Stunde
gekürzt), Fahrkosten zu
Meisterschaften, Lauf-
treffs, Sportgeräte und
Schiedsrlchtererstaus-
stattungen .
Der Grundstein für

diese sportfeindliche
Rotstiftmaßnahme wur-
de bereits bei den Haus-
haltsberatungen gelegt.
Sportausschuß, Haupt-
ausschuß und Rat be-
schlossen nämlich eine
Reduzierung der Haus-
haltsmittel für die
Sportförderung um
50000 DM. Die DKP
hatte in allen Ausschüs-
sen die Beibehaltung
des alten Satzes bean-
tragt und auch gesagt,
an welchen anderen
Stellen gespart werden
sollte, um die erforderli-
chen Gelder für Verbes-
serungen im Sport- und
Freizeitbereich unserer
Stadt lockerzumachen .

planung mitgewirkt haben .
Sie sitzen nämlich in dem
leitenden Gremium des
Krankenhauses, das den
Plan erarbeitet hat .

So erstaunt es denn auch
nicht, daß CDU-Sprecher
Koller von Ihm zurückge-
pfiffen wurde. Der ange-
kündigte Antrag der CDU
wurde auf der Sitzung der
Bezirksvertretung wieder
zurückgezogen .

Vorläufiges Fazit: Wenn
das allgemeine Kranken-
haus bleiben soll, müssen
die Bürger selber aktiv
bleiben! Und auch der CDU
Dampf machen 1

DKP-Bürgerberatung
dienstags, 17 Uhr,

DKP-Zentrum, Gladbecker Straße 83

Die Straße Vossundern in
Grafenwald wird vor allem
ein Wochenende durch Er-
holungssuchende stark be-
nutzt . Zum wiederholten
Male machen die Anwoh-
ner die Stadt darauf auf-
merksam, daß für Fußgän-
ger und Radfahrer oft le-
bensgefährliche Situationen
entstehen. Die Straße Ist so
schmal, daß zwei Autos nur
knapp aneinander vorbei-
passen, ein Fuß- oder Rad-
weg nicht vorhanden ist,
stellenweise sind direkt am

befahr am Vossuiidern
Straßenrand tiefe Gräben,
so daß die Fußgänger nicht
ausweichen können .
Der Plan, dort einen

kombinierten Rad- und
Fußweg anzulegen, wurde
bisher nicht verwirklicht .
Auch bei der letzten Sit-
zung der Bezirksvertretung
Kirchhellen wurden die
anwesenden Bürger vom
Vossundern erneut vertrö-
stet. Ein Bürger fragte :
„Muß es erst einen Toten
geben, bis endlich was ge-
tan wird?"

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Thyssen läßt
Wohnhaus
vergammeln
Nach der Veröffentli-

chung der Mieterproble-
me In den Thyssen-
hiusern „Am Timpen-
ketten" in unserer letz-
ten Ausgabe beschwer-
ten sich auch Mieter des
Hauses Förenkamp 20 in
der DKP-Sprechstunde
über unzumutbare Zu-
stände in ihrem Haus .
Zum Beispiel habe die

Thyssen-Wohnhausver-
waltung seit 20 (1) Jah-
ren nicht mehr den
Hausflur gestrichen.
Nachdem vor fünf Jah-
ren eine neue Gashei-
zung installiert wurde
und im Treppenhaus die
Wandkacheln auf gebro-
chen werden muhten
(siehe Bild), Ist hier
nichts mehr passiert .
Immer wieder wurden
die Mieter vertröstet.
Als nun alle sechs Miet-
parteien einen Be-
schwerdebrief an Thys-
sen schickten, bekamen
sie zur Antwort. Frühe-
stens Herbst '82, und
dann nur Ausbessern
der Kacheln!

Aber die Mieter haben
kein Vertrauen mehr in
solche Versprechen.
Jedes Jahr erscheint

in Ihren Mietberechnun-
gen ein Betrag von über
6505 DM für Instandset-
sungskoeten. Wofür das
Geld tatsüehlich ver-
wendet worden ist, das
würde die Mieter wohl
interessieren .

Gegendarstellung
1. Unwahr Ist, daß das

Haus Ostring 96, 4250 Bot-
trop, im vergangenen Jahr
von der Thyssen-AG an 2
Brüder verkauft worden
ist.

Wahr ist, daß dieses
Haus von einem Ehepaar
gekauft worden Ist.

2. Unwahr ist weiterhin,
daß die neuen Besitzer
nicht müde werden, sich
täglich andere Schikanen
gegenüber ihren Mieter
auszudenken .

Richtig ist, daß die neuen
Eigentümer lediglich von
den Ihnen im Gesetz ver-
brieften Rechten Gebrauch
machen.

3 . Unwahr ist schließlich,
daß die Eigentümer einen
schönen alten Baum abge-
sägt haben.

Wahr ist, daß ein baufäl-
liger Baum seitens der Ge-
meinnützigen Wohnungs-
baugesellschaft abgesägt
worden ist ; der in Frage ste-
hende Baum befindet sich
keineswegs auf dem
Grundstück der Eheleute .

Bottrop, den 15. März
1982, für die Eheleute Har-
ry und Lydia Kolisko.

Hartmann
Rechtsanwalt

Das Landespressegesetz
verpflichtet uns, diese Ge-
gendarstellung unabhängig
vom Wahrheitsgehalt zu
veröffentlichen.


	page 1
	page 2
	page 3
	page 4
	page 5
	page 6
	page 7
	page 8

